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Am 18. Mai 2022 fällte die Rechtbank Amsterdam (Amsterdamer Gericht) ein
bemerkenswertes Urteil zur Haftung einer Internetplattform für gefälschte
Werbeanzeigen mit dem Konterfei oder dem Namen prominenter Personen, die
vermeintlich für Anlageformen mit Kryptowährungen werben. Der in den Medien
viel beachtete Fall wurde von der Vladimir-Stiftung, die von bekannten
niederländischen Persönlichkeiten gegründet wurde, vor das Gericht gebracht. Ihr
Ziel ist es, Täuschung der Öffentlichkeit durch Falschnachrichten oder
irreführende Werbung mit bekannten Persönlichkeiten zu bekämpfen. Das Gericht
entschied, dass Google für diese Anzeigen nicht haftbar gemacht werden könne.
Es begründet dies damit, dass nicht Google in erster Linie für den Inhalt der
Anzeigen verantwortlich sei, sondern der Werbetreibende. Es müssten zusätzliche
Umstände vorliegen, um Google haftbar zu machen, was hier nicht der Fall
gewesen sei.

Google bietet Werbedienstleistungen für Werbetreibende über Google Ads und für
Herausgeber von Websites und Apps, die Werbeflächen anbieten, über Google
AdSense an. Herausgeber, die den Dienst nutzen möchten, müssen den
Nutzungsbedingungen und den Grundsätzen von AdSense zustimmen. Dazu
gehört auch ein Verbot von irreführender und betrügerischer Werbung sowie von
„Clickbait“ (die Verwendung eines „reißerischen“ Titels, um den Nutzer zum
Anklicken zu bewegen). Die Werbetreibenden können ihre Anzeigen nach
Belieben gestalten.

Bei den gefälschten Anzeigen handelt es sich um Werbung für Kryptowährungen
oder Finanzprodukte, die scheinbar von verschiedenen niederländischen
Prominenten beworben werden. Wenn Nutzer auf die Werbung klicken, werden sie
auf eine „Pre-Landing-Seite“ umgeleitet. Hier sieht der Nutzer in der Regel einen
Artikel, in dem beschrieben wird, wie die betreffende prominente Person mit
genau dieser Anlageform viel Geld verdient hat. Es folgt ein Link zur
Anlageplattform, die die eigentliche „Landing Page“ ist. Hier kann der Nutzer
seine persönlichen Daten hinterlassen und die Anlage tätigen.

Die Hauptfrage vor Gericht war, ob Google für das Zeigen dieser Werbung haftbar
gemacht werden kann. Da Google nicht der in erster Linie für den Inhalt der
Anzeigen Verantwortliche ist, war Google nicht haftbar, es sei denn, es gab
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zusätzliche Umstände in diesem Fall. Zunächst prüfte das Gericht, ob das
Anbieten dieser Werbedienstleistungen durch Google als ein solcher zusätzlicher
Umstand angesehen werden kann. Das Gericht stellte fest, dass für die
Beantwortung dieser Frage die von Google übernommene Rolle von Bedeutung
sei. Google fungiere als Vermittler zwischen Werbetreibenden einerseits und
Herausgebern andererseits und biete vielfältige Werbemöglichkeiten. Der Kläger
machte geltend, das bloße Anbieten dieser Dienstleistungen stellen eine
rechtswidrige Handlung dar. Das Gericht wies dies zurück und stellte fest, dass
die Rechtswidrigkeit durch den Inhalt der Anzeigen bestimmt werde, bei dem
Google keine Rolle spiele.

Außerdem prüfte das Gericht, ob die von Google getroffenen
Vorsichtsmaßnahmen ausreichend waren oder ob sie als zusätzlicher Umstand
eingestuft werden können, der zu einer Haftung führen kann. Der Gerichtshof
stellte fest, dass folgende Faktoren geprüft werden können: Googles Kenntnis von
den rechtswidrigen Handlungen der Inserenten, Googles Belastung durch
vorgesehene Vorsichtsmaßnahmen, die von Google tatsächlich ergriffenen
Vorsichtsmaßnahmen, die Wahrscheinlichkeit der Fahrlässigkeit des
Internetnutzers als Reaktion auf die Anzeige sowie die Wahrscheinlichkeit und
Schwere des Schadens.

Das Gericht stellte fest, dass Google Kenntnis von der Verbreitung gefälschter
Anzeigen habe, und bestätigt, dass das Unternehmen eine Verantwortung habe,
diese Praktiken zu bekämpfen. Andererseits habe Google seine
Nutzungsbedingungen, an die sich die Nutzer zu halten hätten. Darüber hinaus
ergreife Google Maßnahmen gegen derartige Werbung, indem es
Erkennungsmethoden wie maschinelles Lernen und menschliche Kontrollen
einsetze. Allerdings seien die Verfahren angesichts der Methoden, die die Urheber
gefälschter Werbeanzeigen verwenden, nicht narrensicher. Eine Überprüfung
jeder einzelnen Anzeige durch Google würde zu einer allgemeinen
Filteranordnung führen, die nicht zulässig sei. Außerdem sei die
Wahrscheinlichkeit eines Schadens aufgrund der Werbeanzeigen eher gering.

Das Gericht kam zu dem Schluss, dass Google nicht für das Zeigen gefälschter
Werbeanzeigen haftbar gemacht werden kann. Es ordnete jedoch an, dass Google
einem der Kläger die notwendigen persönlichen Informationen über die Betrüger
zur Verfügung stellen muss, um Schadensersatz geltend machen zu können.

Rechtbank Amsterdam, 18 Mei 2022, ECLI:NL:RBAMS:2022:2638 

https://deeplink.rechtspraak.nl/uitspraak?id=ECLI:NL:RBAMS:2022:2638

Bezirksgericht Amsterdam 18. Mai 2022, ECLI:NL:RBAMS:2022:2638

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 2

https://deeplink.rechtspraak.nl/uitspraak?id=ECLI:NL:RBAMS:2022:2638


IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 3


